
Nordsyrien 
Vorwürfe  
gegen Ankara
Göttingen. Die Türkei übt nach 
Einschätzung der Gesellschaft für 
bedrohte Völker (GfbV) Druck 
auf religiöse Minderheiten im 
Grenzgebiet von Nordsyrien aus. 
In der besetzten syrischen Stadt 
Afrin seien Jesiden Todesdrohun-
gen ausgesetzt, teilte die GfbV in 
Göttingen mit. Der türkische Prä-
sident Recep Tayyip Erdogan dul-
de in der Region nur sunnitische 
Muslime. Gläubige anderer Reli-
gionen müssten zum Islam kon-
vertieren, andernfalls würden sie 
vertrieben.  kna

Belarus
Atomwaffen an 
Grenze zu Polen
Minsk/Moskau. Russland hält an 
der angekündigten Stationierung 
seiner taktischen Atomwaffen in 
Belarus fest und will sie an der 
Grenze zum Nato-Staat Polen po-
sitionieren. Das kündigte der rus-
sische Botschafter in der belarus-
sischen Hauptstadt Minsk an. Bis 
1. Juli sollen Bunker für die Lage-
rung der Waffen fertiggestellt 
sein. Kremlchef Wladimir Putin 
hatte zuvor die Verlagerung der 
Waffen nach Belarus damit be-
gründet, dass die USA seit Jahren 
Ähnliches in Europa täten.  dpa

Bulgarien
Prowestliche 
Bündnisse vorn
Sofia. In Bulgarien hat das pro-
westliche Mitte-Rechts-Bündnis 
des früheren Ministerpräsidenten 
Boiko Borissow die Parlaments-
wahl am Sonntag gewonnen. Bei 
der fünften Wahl innerhalb von 
zwei Jahren hat GERB-SDS 26,5 
Prozent der Stimmen erhalten. 
Der ebenso prowestliche liberal-
konservative Block PP-DB von 
Ex-Regierungschef Kiril Petkow 
landet mit 24,5 Prozent auf Platz 
zwei, auf Platz drei die prorussi-
sche, nationalistische Wasrasch-
dane  mit 14,1 Prozent.  dpa

Präsidentenwahl
Polit-Neuling siegt 
in Montenegro
Podgorcia. Der Kandidat der neu-
en Partei „Europa Jetzt!“, Jakov 
Milatovic, hat die Präsidenten-
wahl in Montenegro gewonnen. 
Der vom proserbischen Lager un-
terstützte Polit-Neuling brachte 
bei der Stichwahl am Sonntag 
nach Angaben von Wahlforschern 
59 bis 60 Prozent der Wähler hin-
ter sich. Der prowestliche Amts-
inhaber Milo Djukanovic musste 
sich demnach mit 40 bis 41 Pro-
zent der Stimmen begnügen. Der 
abgewählte Präsident gratulierte 
seinem Nachfolger.  dpa

Fast 25 Jahre nach dem Kosovo-
Krieg hat der frühere Präsident des 
Landes, Hashim Thaci (54), eine An-
klage gegen ihn wegen Kriegsverbre-
chen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zurückgewiesen. „Ich 
bin nicht schuldig“, sagte er vor dem 
Kosovo-Sondertribunal in Den Haag 
beim Auftakt des Prozesses gegen ihn 
und drei weitere Ex-Kommandanten 
der Kosovo-Befreiungsarmee. Ihnen 
wird unter anderem Mord vorgewor-
fen.  Foto: K. v. Weel/Pool ANP/AP/dpa 

„Ich bin nicht 
schuldig“

Zeichen  
der  
Solidarität

Bukarest. Gemessen an den aktu-
ellen innenpolitischen Aufgaben 
ist der Tages trip von Kanzler Olaf 
Scholz (SPD) nach Bukarest so et-
was wie eine kleine Erholungsrei-
se. Der Besuch in Rumänien, di-
rekter ukrainischer Nachbar, soll 
vor allem ein Symbol der Solida-
rität sein. Um die Beziehungen 
zwischen Rumänien und Deutsch-
land steht es ohnehin bestens; die 
einzige rumänische Kritik im Vor-
feld des Besuches bezog sich da-
rauf, dass seit der Visite von An-
gela Merkel (CDU) 2010 kein 
deutscher Regierungs chef mehr 
da war. Als „gut, eng und vertrau-
ensvoll“ bezeichnet Scholz dann 
auch das Verhältnis in der ge-
meinsamen Pressekonferenz mit 
Präsident Klaus Iohannis. Der 
wiederum bedankt sich beim „lie-
ben Olaf“ für die Unterstützung 
dabei, dass Rumänien nach zwölf-
jähriger Vorbereitungs- und War-
tezeit endlich in den Schengen-
Raum aufgenommen werden soll.

Dann nimmt die Pressekonfe-
renz eine Wendung, die Scholz 
gedanklich wieder in die Lage zu 
Hause zurückschleudern dürfte. 
Auf die notorisch wackelige Re-
gierung in Bukarest angespro-
chen, lobt Iohannis deren Krisen-
management der vergangenen 
Monate. Es laufe zwar nicht alles 
hundertprozentig, die Koalition 
aus Konservativen und Sozialde-
mokraten sei nun mal „politisch 
kompliziert“, aber: „Sie haben 
sich geeinigt.“

Der Kanzler schaut dabei auf 
den Marmor boden. Es ist wahr-
scheinlich die Wertschätzung, die 
er sich auch für sein Bündnis er-
hofft: Trotz schwieriger Aus-
gangslage solide Beschlüsse, 
selbst wenn es drei Tage dauert. 
Scholz’ Problem: Er ist derzeit der 
einzige, der das offensiv so ver-
tritt. Seine Koalitionspartner FDP 
und Grüne sind schon wieder da-
bei, sich über mögliche Nachbes-
serungen oder offen gebliebene 
Fragen wie die Kindergrundsi-
cherung zu zerlegen.

 Wichtig ist dem Kanzler an 
diesem Tag auch, Solidarität mit 
der von Russland bedrängten Re-
publik Moldau zu zeigen. Deren 
Präsidentin Maia Sandu ist per Li-
nienflug nach Bukarest gekom-
men. Die Chefin eines Landes in 
einem Drittstaat zu treffen, ist 
eine ungewöhnliche Lösung. Aber 
die Zeiten sind ja auch alles an-
dere als gewöhnlich.

 Ellen Hasenkamp

Rumänien Kanzler Scholz 
reist nach Bukarest. Das 
Thema Koalition holt ihn 
allerdings auch dort kurz 
wieder ein.

Kanzler Olaf Scholz (l.) und 
Klaus Iohannis, Rumäniens  
Präsident.
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Berlin. Der Ampel-Streit um die 
Heizungspläne geht in die nächs-
te Runde. Eigentlich hätte es nach 
dem Koalitionsausschuss und 
jetzt veröffentlichten Referenten-
entwurf Klarheit geben müssen, 
was den Tausch von Gas- und Öl-
Heizungen angeht. Doch stattdes-
sen ist ein neuer Konflikt zwi-
schen Grünen und FDP ausgebro-
chen. Im Zentrum steht Finanz-
minister Christian Lindner (FDP).

Denn bislang ist unklar, wie 
neue Heizungen gefördert wer-
den sollen und wer wie viel Geld 
bekommt. Die Grünen wünschen 
sich ein „Milliarden-Programm, 

mit dem gezielt Menschen mit 
weniger Geld Unterstützung er-
halten“, wie es der Grünen-Frak-
tionsvize Andreas Audretsch in 
der „Rheinischen Post“ formu-
lierte. Eine Wärmepumpe solle 
nicht mehr kosten als eine Gas-
Heizung, sagte Grünen-Co-Che-
fin Ricarda Lang.

Doch ob die Liberalen da mit-
machen, ist fraglich. Finanzminis-
ter Lindner betonte am Wochen-
ende, dass die Möglichkeiten der 
Förderung durch den Staat be-
grenzt seien. Es werde an einem 
Förderprogramm gearbeitet, das 
beachtlich sei. Eine Höhe nannte 

er nicht. Im Referenten entwurf 
heißt es, dass die Bürger bis 2028 
jährlich mehr als neun Milliarden 
Euro für den Einbau klimafreund-
licher Heizungen in die Hand 
nehmen müssen. Diesem Auf-
wand stünden zugleich Einspa-
rungen in Höhe von rund elf Mil-
liarden Euro gegenüber.

Bisher unterstützt der Staat 
Hausbesitzer bei Einzelmaßnah-
men wie der Dachsanierung von 
Häusern mit bis zu 15 Prozent. Zu-
dem wird der Einbau von Wärme-
pumpen mit bis zu 40 Prozent ge-
fördert. Die Mittel stammen aus 
dem Klima- und Transformati-

onsfonds. Dieser soll auch ange-
zapft werden, um die Förderung 
so neu zu justieren, dass der Um-
stieg vom fossilen Heizen zum er-
neuerbaren Heizen sozial abgefe-
dert wird.

Ruf nach mehr Tempo
In diesem Zusammenhang wird 
auch über eine Abwrackprämie 
von Gas- und Ölheizungen disku-
tiert. Zuletzt hatte sich FDP-Frak-
tionschef Christian Dürr dafür 
ausgesprochen. Auch das SPD- 
geführte Bauministerium zeigte 
sich vor gut einer Woche offen für 
den Vorschlag.

Für mehr Tempo plädierte die 
Vorsitzende der Verbraucherzen-
trale Bundesverband, Ramona 
Pop. „Die Bundesregierung muss 
so schnell wie möglich aufzeigen, 
welche Gruppen mit welcher För-
derung rechnen können.“ Mehr 
Klarheit vor allem für Mieter und 
Wohnungsunternehmen fordert 
auch der Präsident des Spitzen-
verbands der Wohnungswirt-
schaft GdW, Axel Gedaschko. Die 
Koalition müsse dafür sorgen, 
dass die Verunsicherung in der 
Bevölkerung und Planungsunsi-
cherheit bei den Unternehmen 
ein Ende habe.  Dorothee Torebko

Bekommt Deutschland eine neue Abwrackprämie?
Regierung Ampel-Koalitionäre streiten, wie der Umstieg auf Wärmepumpe und Co. finanziell gefördert werden soll.

D ie Grünen haben beim 
Thema Grundsicherung 
den Druck auf die SPD 
erhöht. „Schöne Plakate 

und Papiere reichen nicht. Jetzt 
ist auch für die SPD der Moment 
zu zeigen, dass es ihr ernst ist mit 
einer Politik für unsere Kinder“, 
sagte der Grünen-Fraktionsvize 
im Bundestag, Andreas Au-
dretsch, dieser Zeitung. Antwor-
ten auf die wichtigsten Fragen.

Die Ampel streitet über die Kinder-
grundsicherung. Worum geht es? 
Eine Grundsicherung wollen alle 
drei Parteien, gestritten wird vor 
allem ums Geld. „Mindestens 
zwölf Milliarden Euro pro Jahr“ 
fordert Bundesfamilienministerin 
Lisa Paus (Grüne) für die Reform 
– zusätzlich zum bereits jetzt ge-
zahlten Kindergeld. Bei der FDP 
verweist man dagegen auf die 
jüngste Erhöhung des Kinder-
gelds auf 250 Euro pro Monat und 
Kind sowie auf die Erhöhung des 
Kinderzuschlags für Geringver-
diener. Mehr sei zwar „immer 
wünschenswert, aber nicht im-
mer möglich“, betonte FDP-Chef 
und Finanzminister Christian 
Lindner – die Koalition habe für 
Familien pro Jahr bereits sieben 
Milliarden Euro zusätzlich zur 
Verfügung gestellt.

In der Union sieht man die 
Grünen-Forderung kritisch. Auch 
in der Familienpolitik müssten 
staatliche Leistungen auf ihre 
Wirksamkeit überprüft werden, 
machte der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unionsfraktion, 
Thorsten Frei, deutlich. Ministe-
rin Paus handele beim Geld aber 
nach dem Motto: „Viel hilft viel.“

Die SPD hält sich bei der Auseinan-
dersetzung auffallend zurück. Gibt 
es dafür eine Erklärung? SPD-Stra-
tegie ist es offenbar, sich auch bei 
diesem Thema zunächst nicht in 
den Streit zwischen den beiden 
kleineren Ampel-Partnern hi-
neinziehen zu lassen. SPD-Che-
fin Saskia Esken sagte auf Anfra-
ge, sie sei über die „Wünschens-
wert“-Aussage Lindners „ein we-
nig verwundert“. Auf eine 
Größenordnung zur Finanzierung 
der Kindergrundsicherung will 
sie sich aber nicht festlegen las-
sen. Die SPD stehe zur Kinder-

grundsicherung und werde „da-
für sorgen, dass im Haushalt die 
notwendigen Mittel bereitgestellt 
werden“, lautete ihre Auskunft.

Wofür ist das von Paus geforderte 
Geld vorgesehen? Das ist noch un-
klar. Die Ministerin hat ihre For-
derung nach „mindestens zwölf 
Milliarden Euro“ bisher noch 
nicht mit genaueren Angaben un-
tersetzt. Im Ministerium heißt es, 
man brauche einen finanziellen 
Rahmen, um zu planen. Die Kri-
tiker hingegen argumentieren, 
dass man erst planen müsse, um 
dann die Kosten abzuschätzen.

Drängt die Zeit? Eigentlich nicht. 
Derzeit wird der Etat für 2024 
vorbereitet. Dort müssten aber 
nach Auskunft eines Sprechers 
des Familienministeriums gerade 
einmal drei Millionen Euro ein-
geplant werden – unter anderem 
für die Vorbereitung der digitali-
sierten Auszahlung und der Da-

tenerfassung. Die eigentliche Kin-
dergrundsicherung kommt frü-
hestens Anfang 2025. Parallel zu 
den Haushaltsgesprächen läuft 
aber auch der Abstimmungspro-
zess zur mittelfristigen Finanz-
planung bis 2027. Dort möchten 
die Grünen ihre Milliarden-For-
derung für die Jahre ab 2025 un-
bedingt unterbringen.

Was ist mit der Reform beabsich-
tigt? In einem Punkt sind sich der 
Grüne Audretsch und die SPD-
Politikerin Esken sogar mit der 
FDP einig: Die Kindergrundsiche-
rung soll helfen, das schwer zu 
durchdringende Dickicht an Fa-
milienleistungen wie Kindergeld, 
Kinderzuschlag sowie Bildungs- 
und Teilhabe paket zu durchdrin-

gen. Die Leistungen sollen zusam-
mengefasst und automatisch aus-
gezahlt werden. Für Kinder aus 
ärmeren Familien soll es zusätz-
lich zum Garantie betrag von 250 
Euro – das jetzige Kindergeld – je 
nach Bedürftigkeit noch einen 
Zusatzbetrag geben.

Ein Hauptziel der Reform ist 
es, dass die Sozialleistungen für 
Geringverdiener künftig mög-
lichst allen zugutekommen, de-
nen sie zustehen. Den derzeiti-
gen, kompliziert zu beantragen-
den Kinderzuschlag etwa bekom-
men nur etwa 30 Prozent der 
Anspruchsberechtigten.

Warum ist die Vorbereitung der Re-
form so kompliziert? Weil die ak-
tuell vorhandenen Familienleis-
tungen in den Tätigkeitsbereich 
von fünf Ministerien fallen. Eine 
interministerielle Arbeitsgruppe 
ist derzeit dabei, die technischen 
Voraussetzungen zu klären, um 
das Projekt voranzubringen.

Baustelle Kindergrundsicherung
Soziales Wie viel Geld darf das große Reformprojekt kosten? Darin sind sich besonders Grüne und FDP uneinig. 
Die SPD hält sich in der Auseinandersetzung weitgehend zurück. Von Michael Gabel

Mehr Geld fürs Kind? Die Ampel-Partner ringen um die Finanzierung der Kindergrundsicherung.  Foto: Sebastian Kahnert/dpa

Familienleistungen aus einer Hand

Die von Bundesfamili-
enministerin Lisa Paus 
(Grüne) geplante Kin-
dergrundsicherung soll 
aus zwei Teilen beste-
hen: zum einen aus ei-
nem Garantiebetrag, der 
unabhängig vom Ein-
kommen der Eltern und 
für jedes Kind in gleicher 
Höhe ausgezahlt wer-
den soll. Zum anderen 

soll die künftige Grund-
sicherung einen alters-
gestaffelten Zusatzbei-
trag beinhalten – bei 
diesem fließt die Höhe 
des Einkommens ein.

Eingerechnet werden 
sollen neben dem Kin-
dergeld auch Leistungen 
wie steuerliche Kinder-
freibeträge, Leistungen 

der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende, Sozi-
alhilfe für Kinder und 
Leistungen auf Grundla-
ge des Asylbewerber-
leistungsgesetzes. Aktu-
ell leben rund 2,8 Millio-
nen Kinder und Jugend-
liche in Deutschland  
von staatlichen Leistun-
gen zur Existenzsiche-
rung.
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Hervorheben
In der Union sieht man die
Grünen-Forderung kritisch. Auch
in der Familienpolitik müssten
staatliche Leistungen auf ihre
Wirksamkeit überprüft werden,
machte der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unionsfraktion,
Thorsten Frei, deutlich. Ministe-
rin Paus handele beim Geld aber
nach dem Motto: „Viel hilft viel.“



